Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3150 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5 März 1965 

1/3 — 24000 — 2214 / 65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Bundessozialhilfegesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 278. Sitzung am 12. Februar 1985 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Druck: Bonner Univorsitäts-Buchdr uckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heqer, 532 Bad Codesberq, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundessozialhilfegesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) vom 30. Juni 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 815), zuletzt geändert 
durch das Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetz 
vom 30. April 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 241, 288), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Der seitherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

2. § 67 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden das Wort „zweihundert" 
durch das Wort „zweihundertvierzig", das 
Wort „einhundert" durch das Wort „einhun- 
dertzwanzig" ersetzt. 

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei Blinden in Anstalten, Heimen oder 
gleichartigen Einrichtungen tritt an die Stelle 
des Betrages von zweihundertvierzig Deut- 
sche Mark der Betrag von einhundertvierzig 
Deutsche Mark, an die Stelle des Betrages 
von einhundertzwanzig Deutsche Mark der 
Betrag von siebzig Deutsche Mark; dies gilt 


von dem ersten Tage des zweiten Monats an, 
der auf den Eintritt in die Einrichtung folgt, 
für jeden vollen Kalendermonat des Aufent- 
halts in der Einrichtung." 

d) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Blindenhilfe kann versagt werden, so- 
weit ihre bestimmungsmäßige Verwendung 
durch oder für den Blinden nicht möglich ist.“ 

e) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Neben der Blindenhilfe werden Hilfe zur 
Pflege wegen Blindheit (§§ 68 und 69) außer- 
halb von Anstalten, Heimen und gleichartigen 
Einrichtungen sowie Taschengeld (§ 21 

Abs. 3) nicht gewährt." 

3. In § 81 Abs. 1 und 2 werden die Worte „und des 
Betrages für die Kosten der Unterkunft" ge- 
strichen. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

Das vor etwas mehr als zwei Jahren in Kraft ge- 
tretene Bundessozialhilfegesetz (BSHG) hat sich 
nach den bis jetzt vorliegenden Erfahrungen in der 
Praxis bewährt. Bei einzelnen Bestimmungen hat 
sich gezeigt, daß ihre Änderung oder Ergänzung zu 
erwägen ist. Hierzu sollten aber — auch nach Mei- 
nung der Vertreter der obersten Landessozialbehör- 
den — noch weitere Erfahrungen gesammelt wer- 
den. 

Die Notwendigkeit einer Gesetzesänderung im ge- 
genwärtigen Zeitpunkt ist jedoch für zwei Vor- 
schriften anzuerkennen, nämlich für die Bestimmun- 
gen über die Höhe der Blindenhilfe (§ 67 Abs. 2 
BSHG) und über die besondere Einkommensgrenze 
(§81 BSHG). Im Zusammenhang mit der erstgenann- 
ten Bestimmung sollen nach dem Entwurf auch die- 
jenigen Regelungen der Blindenhilfe geändert wer- 
den, deren Anwendung in der Praxis zu Schwierig- 
keiten geführt hat, welche nach der Erhöhung der 
Blindenhilfe noch stärker hervortreten könnten. 


Die Bestimmungen im einzelnen 
Zu Nummer 1 

Die neue Regelung in § 67 BSHG sieht vor, daß 
auch Blinde, welche die erforderliche Pflege in An- 
stalten oder Heimen in vollem Umfang erhalten, 
Anspruch auf Blindenhilfe haben. Diese Blinden er- 
hielten bisher keine Blindenhilfe (§ 67 Abs. 1 Satz 2 
BSHG); für sie kam daher die Gewährung eines 
Taschengeldes nach § 24 Abs. 2 BSHG in Betracht 
(§ 67 Abs. 4 BSHG). Durch die vorgesehene Ein- 
beziehung aller Blinden in den Kreis der nach § 67 
BSHG Anspruchsberechtigten wird §24 Abs. 2 BSHG 
nunmehr gegenstandslos. 

Zu Nummer 2 

a) Das ursprüngliche Anliegen des Gesetzgebers,* 
bei voller Pflege in Anstalten und Heimen keine 
Blindenhilfe zu gewähren, hat sich nicht ver- 
wirklichen lassen. Es hat sich herausgestellt, daß 
die Zahl derjenigen Einrichtungen gering ist, bei 
denen feststeht, daß sie den besonderen Bedarf 
der Blinden restlos decken. In vielen Fällen läßt 
sich schwer feststellen, ob im Einzelfall die Vor- 
aussetzungen des § 67 Abs. 1 Satz 2 BSHG tat- 
sächlich erfüllt sind. Daher soll nunmehr allen 
Blinden ein Anspruch auf Blindenhilfe einge- 
räumt werden. Dieses Ziel wird durch die Strei- 
chung des § 67 Abs. 1 Satz 2 BSHG erreicht. 

b) Für den Vorschlag auf Erhöhung der Blinden- 
hilfe war mitbestimmend die Regelung, wie sie 


für die Pflegezulage für beschädigte Blinde durch 
Artikel I Nr. 31 Buchstabe a des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des Kriegs- 
opferrechts vom 21. Februar 1964 (BGBl. I S. 85, 
92) getroffen wurde. 

c) Die Entwurfsregelung sieht eine unterschiedliche 
Festsetzung der Blindenhilfe für Blinde in und 
außerhalb von Anstalten, Heimen oder gleich- 
artigen Einrichtungen vor. Sie trägt damit der 
Tatsache Rechnung, daß bei einem Aufenthalt des 
Blinden in einer solchen Einrichtung (z. B. Kran- 
kenhaus, Rehabilitationseinrichtung, Pflegeheim) 
diese die notwendige pflegerische Betreuung be- 
reits weitgehend übernimmt und daß daher dem 
Blinden geringere blindheitsbedingte Mehrauf- 
wendungen entstehen als außerhalb der genann- 
ten Einrichtungen. 

Der Entwurf pauschaliert die Blindenhilfe in An- 
stalten, Heimen und gleichartigen Einrichtungen 
ebenso wie die Blindenhilfe außerhalb dieser Ein- 
richtungen. Die Festsetzung der Blindenhilfe auf 
einen einheitlichen Betrag für alle Blinden be- 
rücksichtigt sowohl den im Fürsorgerecht maß- 
gebenden Bedarfsgesichtspunkt als auch die Tat- 
sache, daß eine je nach Lage des Einzelfalles zu- 
beinessende Blindenhilfe der Praxis unzumutbare 
Schwierigkeiten bereiten würde. Die vorgeschla- 
gene Höhe der Blindenhilfe (140 bzw. 70 DM) 
soll gleichzeitig auch den Belangen der sog. 
Selbstzahler Rechnung tragen. 

Die Regelung des Halbsatzes 2, wonach sich die 
Blindenhilfe bei Anstaltsaufnahme des Blinden 
erst von dem dort genannten Zeitpunkt an ver- 
ringert, soll insbesondere der Verwaltungs- 
erleichterung in den Fällen eines nur vorüber- 
gehenden Anstaltsaufenthaltes, vor allem einer 
Krankenhausbehandlung, dienen. 

d) Die Ergänzung beruht auf Anregungen der 
Praxis. Sie entspricht der gleichartigen Regelung 
für das Taschengeld in § 21 Abs. 3 BSHG. 

e) Die hier vorgeschlagene Regelung, wonach ab- 
weichend von der bisherigen Regelung die Ge- 
währung von Blindenhilfe in Anstalten usw. die 
gleichzeitige Gewährung von Hilfe zur Pflege 
(§ 68 BSHG) nicht ausschließt, steht in unmittel- 
barem Zusammenhang mit der Neuregelung des 
§ 67 Abs. 2 Satz 2 BSHG. 

Zu Nummer 3 

Die Festlegung einer besonderen Einkommensgrenze 
nach § 81 Abs. 1 BSHG bezweckt einen erhöhten Ein- 
kommensschutz der Personen, für die Maßnahmen 
nach § 81 Abs. 1 BSHG in Betracht kommen, und 
ihrer in § 28 BSHG genannten Angehörigen. 

Der jetzige Grundbetrag von 500 DM monatlich 
hat sich in der Praxis zunehmend als nicht ausrei- 
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chend erwiesen. Dies beruht einmal auf der allge- 
meinen Entwicklung der Lebenshaltungskosten, zum 
anderen darauf, daß in vielen Fällen wegen der 
unterschiedlichen Höhe der Kosten für Unterkunft 
die Einkommensgrenze des § 81 Abs. 1 BSHG sich 
als zu starr herausgestellt hat. 

Um diese Nachteile auszugleichen, sollen — ent- 
sprechend der Regelung in § 79 BSHG — die Kosten 
der Unterkunft nicht mehr in den Grundbetrag ein- 
bezogen, sondern zusätzlich berücksichtigt werden. 
Die damit vorgeschlagene Erhöhung der Einkom- 
mensgrenze trägt den besonderen Verhältnissen des 
Einzelfalles besser Rechnung, als dies eine Anhe- 
bung des Grundbetrages bewirken könnte. Sie ver- 
meidet, daß die im einzelnen sehr unterschiedlichen 
Kosten der Unterkunft, insbesondere der Mieten, 
unberücksichtigt bleiben; damit kommt sie vor allem 
den Familien zugute, die verpflichtet sind, hohe 
Mieten zu zahlen. 

Der Entwurf sieht eine dem § 81 Abs. 1 BSHG ent- 
sprechende Regelung auch für § 81 Abs. 2 BSHG vor. 
Zu dem durch den Entwurf entstehenden Mehrauf- 
wand wird folgendes bemerkt; 

Die Mehraufwendungen infolge der Erhöhung der 
Blindenhilfe werden unter Berücksichtigung der Er- 
gebnisse der Sozialhilfestatistik 1963 voraussichtlich 
etwa 14 Millionen DM jährlich betragen; davon ent- 
fallen auf den Bund 0,2 Millionen DM, auf die Län- 
der 13,8 Millionen DM. Zu dem durch die Änderung 
der Einkommensgrenze nach §81 BSHG zu erwarten- 
den Mehraufwand sind Angaben — auch im Wege 
der Schätzung — nicht möglich. 
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Drucksache IV/ 3 150 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Bundessozialhilfegesetz ist als Zustimmungs- 
gesetz verkündet worden. Seine Änderung und 
Ergänzung bedarf nach der ständigen Rechtsauf- | 
fassung des Bundesrates wiederum seiner Zu- j 
Stimmung. 

2. Zu § 1 Nr. 1 (§ 24) j 

i 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung um 
Überprüfung des in den maßgeblichen Bestim- 
mungen enthaltenen Blindheitsbegriffes (vgl. 

§ 24 Abs. 3 des Bundessozialhilfegesetzes, § 1 
Abs. 2 Satz 2 des Schwerbeschädigtengesetzes 
sowie die Verwaltungsvorschriften zu § 31 des \ 
Bundesversorgungsgesetzes). Diese Bestimmun- 
gen haben bei der Feststellung des betroffenen 
Personenkreises zu erheblichen Auslegungs- 
schwierigkeiten und damit zu einer Vielzahl von 
Streitverfahren geführt. Sie bedürfen einer ge- i 
naueren Formulierung unter Berücksichtigung des 
heutigen Standes der Augenmedizin. 

3. Zu § 1 Nr. 2 (§ 67) 

§ 1 Nr. 2 Buchstabe c ist eingangs wie folgt zu 
fassen: 

,,c) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze ange- 
fügt:" 

und am Ende wie folgt zu ergänzen: 

„Für jeden vollen Tag vorübergehender Ab- 
wesenheit von einer Einrichtung wird die 
Blindenhilfe in Höhe von je einem Dreißig- 
stel des Betrages nach Satz 1 gewährt, wenn | 
die vorübergehende Abwesenheit länger als • 
sechs volle zusammenhängende Tage dauert; j 
der Betrag nach Satz 2 wird im gleichen Ver- I 
hältnis gekürzt." i 

Begründung j 

Die Ergänzung beseitigt Auslegungsschwierig- j 
keilen, die sich aus dem Wortlaut der Regie- j 


rungsvorlage ergeben und trägt zugleich dem im 
Fürsorgerecht maßgebenden Bedarfsgesichts- 
punkt sowie dem Erfordernis der Gleichbehand- 
lung mit den Blinden außerhalb der Einrichtung 
Rechnung. 


4. Zu § 1 hinter Nr. 3 (§ 82) 

In § 1 ist folgende Nr. 4 anzufügen: 

,4. § 82 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 82 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Grundbeträge nach § 81 Abs. 1 und 2 
unter Berücksichtigung der Entwicklung des 
Grundbetrages nach § 79 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes neu festsetzen. Die Bundes- 
regierung kann ferner durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates den 
Familienzuschlag nach § 79 Abs. 1 Nr. 3 und 
Abs. 2 Nr. 3 und den §§ 80 und 81 Abs. 3 an 
die Entwicklung der Regelsätze für Haus- 
haltsangehörige im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes anpassen." ' 

Begründung 

Die der Bundesregierung in § 82 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes gegebene Ermächtigung, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates die Familienzuschläge zu ändern, ermög- 
licht eine notwendig werdende schnelle Neurege- 
lung. Es empfiehlt sich daher, der Bundesregie- 
rung eine gleiche Ermächtigung für den in § 81 
Abs. 1 und 2 genannten Grundbetrag zu geben. 


5. Zu § 2 

In § 2 ist folgender Satz anzufügen: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes." 

Begründung 
übliche Berlin-Klausel. 
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Anlage 3 


Auflassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß die Änderung eines Zustimmungs- 
gesetzes nur dann der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz Vorschrif- 
ten geändert werden, die die Zustimmungsbedürftig- 
keit des ursprünglichen Gesetzes begründet haben. 


Zu 2. 

Der Empfehlung wird im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren entsprochen werden. 

Zu 3. bis 5. 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 
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